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Wer  vor  20  oder  auch  nur  vor  1 5  Jahren  die  Forderung  auf- 
gestellt hätte,  die  Staaten  sollten  sich  entschliessen,  solche  Streitig- 
keiten zwischen  ihnen,  die  sich  von  vorneherein  dazu  eignen,  Schieds- 
gerichten zu  überweisen,  der  wäre  als  Schwärmer  verlacht  worden. 
Jetzt  ist  es  die  Meinung  der  ernstesten  Staatsmänner,  dass  dies 
durchaus  möglich  ist.  Das  ist  der  grosse,  der  weltgeschichtliche 
Erfolg  der  ersten  Haager  Konferenz  vom  Jahre  1899.  Seit  ihr 
sind  mehr  als  hundert  Schiedsgerichtsverträge  zwischen  den  ein- 
zelnen Staaten  abgeschlossen  worden,  und  auch  diejenigen  Mächte, 
welche  eine  Zeitlang  noch  eine  gewisse  Zurückhaltung  zeigten, 
haben  sich  entschlossen,  in  einzelnen  und  sogar  in  besonders 
wichtigen  Fällen  Schiedsgerichte  über  ihre  Differenzen  entscheiden 
zu  lassen.  So  das  Deutsche  Reich  im  Jahre  1903  im  Venezuela- 
Fall,  in  dem,  obwohl  er  an  und  für  sich  geringfügig  war,  die 
nahe  Möglichkeit  bestand,  dass  der  amerikanische  Staatssekretär 
die  Monroe-Doktrin  anrufen  und  dadurch  schwere  Konflikte 
zwischen  Europa  und  Amerika  entstehen  könnten ;  dann  im  Jahre 
1908  und  1909  im  Casablanca-Fall ,  in  dem  die  Gefahr  vorlag, 
dass  das  marokkanische  Gespenst,  das  afrikanische  Gespenst  vor 
Europa  erscheinen  würde,  in  dem  auf  der  einen  Seite  schwere 
Anschuldigungen  gegen  den  deutschen  Konsul,  auf  der  anderen 
Seite  eben  solche  gegen  französische  Offiziere  erhoben  wurden. 
Und  doch  ist  auch  dieser  Streit,  der  einen  sehr  starken  politischen 
Einschlag  hatte,  schiedsgerichtlich  ausgetragen  worden. 

Jene  100  Verträge,  von  denen  ich  vorhin  sprach,  enthalten 
die  Verpflichtung  der  Staaten,  wenn  zwischen  ihnen  Streitigkeiten 
entstehen,  diese  durch  ein  Schiedsgericht  entscheiden  zu  lassen 
und  zwar  soll  dies  von  allen  Streitigkeiten  rechtlicher  Natur 
gelten,  wenn  sie  nicht  die  Ehre  oder  die  Lebensinteressen  eines 
der  beiden  Streitteile  berühren. 


Wegen  der  letzteren  Einschränkung  ist  nun  von  sehr  autori- 
tativer Seite  der  Einwand  erhoben  worden,  ein  solcher  Vertrag 
enthalte  überhaupt  gar  keine  Verpflichtung,  ei  stelle  vielmehr 
alles  in  das  Ermessen  der  Kontrahenten.  Das  halte  ich  für  nicht 
richtig.  Auch  ein  solcher  Vertrag  enthält  eine  Verpflichtung,  die 
darin  besteht,  als  den  normalen  Weg  in  diesen  Angelegenheiten 
die  schiedsgerichtliche  Austragung  anzuerkennen,  sodass  nur  dann, 
wenn  besondere  Gründe,  vom  Schiedsgericht  abzugehen,  be- 
stehen, die  Staaten  berechtigt  sind,  davon  Abstand  zu  nehmen. 
Alle  Verträge  müssen  ja  bona  fide  ausgeführt  werden,  d.  h.  sie 
müssen  ernst  und  gewissenhaft  ausgeführt  werden.  Kein  Staat  zu- 
dem wird  seine  Ehre  als  allzu  gebrechlich  hinstellen  wollen  und  kein 
Staat  wird  Interessen  von  sekundärem  Belang  als  seine  Lebens- 
interessen, als  Existenzbedingungen  hinstellen,  weil  er  sich  da- 
durch nur  ein  Zeugnis  eigener  Schwäche  geben  würde.  Im  Gegen- 
teil.    Jeder  will  stärker  erscheinen,  als  er  tatsächlich  ist. 

Man  muss  sich  ferner  vor  dem  Missverständnis  hüten,  dass 
etwa  die  Ehre  eines  Landes  schon  angegriffen  sei,  wenn  irgend 
eine  Privatperson,  irgend  ein  unverantwortliches  Individuum  die 
Flagge  dieses  Staates  heruntergerissen,  oder  sein  Wappen  be- 
sudelt oder  in  irgend  einem  Pamphlet  dessen  Souverän  oder  den 
betreffenden  Staat  beschimpft  hat.  Dadurch  ist  die  Ehre  des 
Staates  so  wenig  angegriffen,  als  die  Ehre  eines  Privaten  an- 
getastet wird,  wenn  er  von  einem  Trunkenbold  auf  der  Strasse 
angerempelt  wird.  Nur  dann  kann  ein  Staat  Satisfaktion  für  einen 
Schimpf  verlangen,  wenn  dieser  Schimpf  von  dem  anderen  Staate 
selbst  ausgegangen  ist ,  oder  wenn  dieser  sich  weigert ,  die 
Schuldigen  zu  bestrafen.  In  einem  anderen  Falle  liegt  eine  Be- 
schimpfung des  Landes  überhaupt  nicht  vor.  Auch  den  Begriff 
der  Lebensinteressen  darf  man  nicht  allzuweit  auffassen.  Lebens- 
interessen sind  nur  die  Interessen,  von  denen  wirklich  das  Leben 
des  Staates  und  seine  Existenz  abhängt. 

In  diesem  Sinne  aufgefasst,  sind  auch  Verträge  selbst  mit 
jener  Einschränkungsklausel  von  grosser  Bedeutung.  Eine  Ein- 
schränkung ähnlicher  Art  wird  aber  noch  auf  lange  Zeit  hinaus 
den  grösseren  Staaten  als  notwendig  erscheinen.  In  dieser  Be- 
ziehung befinde   ich  mich  in  vollständiger  Übereinstimmung  mit 


meinem  verehrten  Kollegen  Zorn.  Aber  ich  halte  es  auch  für 
wünschenswert ,  dass  auf  der  nächsten  Friedenskonferenz, 
die  dem  Programm  gemäss  im  Jahre  191 5  stattfinden  soll,  die 
Mächte  sich  über  einen  Weltschiedsvertrag  auf  ähnlicher  Grund- 
lage einigen  möchten,  der  also  nicht  bloss  je  zwei  Staaten  gegen- 
einander, sondern  die  Gesamtheit  der  zivilisierten  Mächte  binden 
würde. 

Einige  Staaten  haben  ausser  einer  Schiedsgerichtspflicht  mit 
den  obenerwähnten  Einschränkungen  der  sogenannten  Ehren-  und 
Interessenklausel  noch  eine  ganz  konkret  umschriebene  Verpflich- 
tung übernommen,  gewisse  Streitigkeiten  unbedingt  und  aus- 
nahmslos, also  ohne  jene  Beschränkung  schiedsrichterlich  auszu- 
tragen. So  besteht  ein  solcher  Vertrag  zwischen  Frankreich  und 
Dänemark.  Nach  diesem  Vertrage  sind  beide  Staaten  verpflichtet, 
Differenzen,  die  ihren  Ursprung  in  Ansprüchen  von  Untertanen 
des  einen  Landes  an  den  anderen  Staat  haben ,  z.  B.  wegen 
Lieferung  von  Waren  oder  wegen  Arbeiten,  die  für  den  anderen 
Staat  geleistet  worden  sind,  schiedsgerichtlich  auszutragen,  ohne 
dass  sie  sich  auf  die  Einrede  der  Ehre  oder  der  Lebens- 
interessen berufen  dürften.  Ebenso  haben  diese  beiden  Mächte 
vereinbart,  dass  alle  Streitigkeiten  über  sanitäre  Fragen,  über 
Fischerei  und  dergleichen  und  über  eine  ganze  Reihe  von  anderen 
Materien  schiedsgerichtlich  ausgetragen  werden  müssen,  ohne 
dass  jene  Einwendung  gemacht  werden  dürfe.  Nach  diesen  Ver- 
trägen entscheidet  also  nicht  das  Ermessen  der  Streitenden, 
sondern  das  Schiedsgericht  selbst  darüber,  ob  der  konkrete  Streit 
arbitrabel  sei  oder  nicht.  Verträge  ähnlichen  Umfanges  bestehen 
auch  zwischen  vielen  anderen  Staaten. 

Einige  Verträge  sind  sogar  so  weit  gegangen,  alle  Streitig- 
keiten, die  zwischen  den  beiden  Staaten  auftauchen,  schieds- 
gerichtlich austragen  zu  lassen.  Das  sind  aber  nur  Verträge 
zwischen  solchen  Staaten,  die  wegen  ihrer  geographischen  Lage 
oder  aus  anderen  Gründen  kaum  in  die  Lage  kommen  könnten, 
mit  einander  Krieg  zu  führen,  insbesondere  Staaten,  die  weder 
zu  Lande  noch  zur  See  für  einander  zugänglich  sind ,  die  also 
nicht  zu  Feindseligkeiten  aneinander  herankommen  können,  so- 
fern  man  absieht  von  jenem  „höchsten  Triumph  der  modernen 
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Zivilisation",  der  darin  besteht,  dass  man  auch  aus  dem  Lufträume 
herab  einen  Staat  vernichten  kann. 

Die  meisten  Verträge  beschränken  die  Pflicht  zur  schieds- 
gerichtlichen Austragung  auf  Rechtsstreitigkeiten.  Aber  einige 
Verträge  sind  darüber  hinausgegangen,  so  insbesondere  der  Ver- 
trag des  Deutschen  Reiches  mit  Frankreich  vom  4.  November  191 1, 
durch  welchen  beide  Staaten  sich  verpflichtet  haben,  alle  Streitig- 
keiten, die  über  das  Marokkoabkommen  entstehen  könnten,  so- 
fern sie  nicht  auf  diplomatischem  Wege  geschlichtet  werden, 
auf  schiedsgerichtlichem  Wege  auszutragen.  Ein  ähnlicher  Ver- 
trag besteht  zwischen  Grossbritannien  und  Amerika  hinsichtlich 
der  die  Grenzgewässer  Canadas  betreffenden  Streitigkeiten.  Da- 
durch sind  auch  eminent  politische  Fragen  dem  Schiedsgericht 
übertragen  worden. 

Eine  Ergänzung  der  Schiedsgerichtsbarkeit  in  beachtenswerter 
Weise  hat  Präsident  Taft  im  Jahre  191 1  Grossbritannien  und 
Frankreich  vorgeschlagen.  Nach  diesem  Vorschlage  soll  für 
solche  Streitigkeiten,  welche  nach  Ermessen  des  einen  oder  des 
anderen  Teiles  nicht  durch  ein  Schiedsgericht  ausgetragen  werden 
können,  eine  gemischte  Kommission  eingesetzt  werden  von  je 
drei  Mitgliedern  des  einen  und  des  anderen  Staates.  Die  Auf- 
gabe dieser  Kommission  wäre  es  nicht,  einen  Schiedsspruch  zu 
fällen,  sondern  nur  die  Tatsachen  des  Falles  in  einwandfreier 
Weise  festzustellen  und  ein  Gutachten  über  die  rechtlich  erforder- 
liche Lösung  abzugeben.  Keiner  der  beiden  Staaten  wäre  ge- 
zwungen, sich  an  das  Gutachten  zu  halten.  Man  gab  sich  dabei 
der  Hoffnung  hin,  dass  die  moralische  Autorität  eines  solchen 
Gutachtens  ausreichen  würde,  um  die  streitenden  Teile  auf  den 
Weg  der  rechtlichen  Entscheidung  zu  bringen  und  dass  Zeit  ge- 
wonnen würde,  während  deren  die  erhitzten  Leidenschaften  sich  be- 
ruhigen könnten.  In  etwas  modifizierter  Gestalt  hat  Präsident 
Wilson  diesen  Vorschlag  wiederaufgenommen  und  haben  sich 
einzelne  Mächte  zu  dessen  Annahme  bisher  schon  bereit  erklärt. 

Nun  wird  mancher  freilich  sagen,  das  ist  alles  gut  und  schön ; 
Streitigkeiten  von  geringem  Belang  können  so  gelöst  werden, 
in  grossen  Fragen  wird  es  aber  doch  immer  zum  Kriege  kommen. 
Auch   ich   bin   nicht    der  Meinung,    dass   es   möglich   sein  wird, 
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durch  Resolutionen  von  Vereinen,  durch  Beschlüsse  der  Parla- 
mente, durch  Verträge  der  Staaten  den  Krieg  völlig  aus  der 
Welt  zu  schaffen.  Dazu  ist  die  Neigung  zu  Feindseligkeiten  unter 
den  Menschen  zu  tief  und  zu  lange  eingewurzelt.  Die  ganze  ge- 
schichtliche Erfahrung  spricht  dagegen,  dass  es  möglich  sein 
werde,  den  Krieg  jemals  vöUig  zu  beseitigen.  ,, Dummheit  und 
Leidenschaft  sind  Grossmächte  in  der  Weltgeschichte" ,  wie 
Treitschke  so  treffend  gesagt  hat.  Aber  einer  Hoffnung  können 
wir  uns  mit  Recht  hingeben,  dass  der  Krieg  eine  ausserordent- 
liche Seltenheit,  dass  er  schliesslich  zur  ultima  ratio  werden  wird, 
zu  der  die  Völker  nur  dann  greifen  werden,  wenn  sie  alles  andere 
vergebens  versucht  haben.  Damit  dieses  Ziel  erreicht  werde, 
wird  die  psychische  Disposition  der  Völker  eine  wesentliche 
Änderung  erfahren  müssen.  Es  wird  hiezu  eine  Annäherung  der 
Völker  notwendig,  durch  die  sie  sich  untereinander  besser  ver- 
stehen, gegenseitige  Vorurteile  immer  mehr  ablegen,  durch  die 
die  Achtung  des  einen  vor  dem  anderen  immer  mehr  zunimmt. 

Diese  Änderung  der  psychischen  Disposition  herbeizuführen, 
ist  die  wesentlichste  Aufgabe  des  Verbandes  für  internationale 
Verständigung.  Damit  eine  solche  Seelenstimmung  aber  ihre 
praktische  Verwirklichung  finde,  ist  es  notwendig,  dass  man  ein 
Mittel  besitze,  um  Streitigkeiten,  wenn  sie  doch  wieder  auftauchen, 
auf  dem  Wege  des  Rechts  zu  beseitigen.  Dieses  Mittel  ist  eben 
das  Schiedsgericht.  Daraus  ergibt  sich  die  Verbindung  zwischen 
Schiedsgericht  und  unserem  Verbände  für  internationale  Ver- 
ständigung von  selbst.  Darum  ist  die  Forderung  des  Schieds- 
gerichts eines  der  Hauptziele  dieses  Verbandes. 

Zum  Schluss  noch  eines.  Unsern  Zielen  gegenüber  werden 
Skeptiker  und  Nörgler  vielleicht  hinweisen  auf  die  traurigen  Er 
lebnisse  des  letzten  Jahres.  Das  letzte  Jahr  hat  allerdings  die 
wesentliche  Unvollkommenheit  des  Völkerrechts  in  seinem  heutigen 
Zustande  gezeigt  und  es  hat  auch  gezeigt,  dass  unsere  Diplo- 
matie noch  nicht  imstande  ist,  alle  jene  Mittel,  welche  die  Haager 
Konferenz  ihr  zur  friedlichen  Beilegung  von  Differenzen  an  die 
Hand  gegeben  hat,  vollkommen  auszunützen.  Aber  auf  eines 
muss  ich  mir  erlauben,  hier  hinzuweisen,  auf  den  grundsätzlichen 
Unterschied   zwischen   Okzident    und  Orient.     Wir    dürfen    den 


Osten  Europas  nicht  als  Vorbild  für  den  Westen  gelten  lassen. 
Das  Völkerrecht  ist  bis  vor  kurzem  als  das  europäische  Völker- 
recht bezeichnet  worden  oder  als  das  Völkerrecht  der  christ- 
lichen Nationen.  Gewiss  war  diese  Terminologie  zu  enge.  Die 
Türkei  und  Japan  sprechen  gegen  sie;  aber  man  muss  doch  sagen, 
dass  diejenigen  Institutionen  des  Völkerrechts,  welche  gewisser- 
massen  dessen  höchste  Blüte  darstellen,  bloss  auf  jene  Natio- 
nen anwendbar  sind,  deren  Kultur  auf  den  gleichen  Grund- 
lagen beruht.  Und  diese  Grundlagen  sind  für  uns  das  Christentum 
und  die  modernen  Naturwissenschaften.  Dass  etwa  die  Türkei  auf 
diesen  Grundlagen  aufgebaut  sei,  wird  niemand  behaupten  wollen. 
Ich  könnte  keinen  grösseren  Missgrift"  begehen,  als  wenn  ich  in 
diesem  Zusammenhang,  an  dieser  Stelle  über  irgend  eine  Nation 
absprechend  urteilen  wollte,  und  daher  anerkenne  ich  ausdrücklich 
die  tüchtigen  Eigenschaften  des  türkischen  Volkes,  insbesonders 
die  fast  sprichwörtlich  gewordene  Ehrenhaftigkeit  des  türkischen 
Kaufmanns.  Aber  eines  wird  man  nicht  verkennen  können,  dass 
der  Islam  über  Krieg  und  Frieden  ganz  anders  urteilt  als  das 
Christentum.  Und  ähnlich  verhält  es  sich  mit  der  Stellung  der 
übrigen,  der  christlichen  Nationen  auf  dem  Balkan  gegenüber 
Krieg  und  Frieden.  Ich  bin  überzeugt,  dass  die  christlichen 
Nationen  auf  dem  Balkan,  die  Nachkommen  der  Hellenen  und  der 
Römer  wie  die  mannigfachen  Glieder  der  zahlreichen  slavischen 
Völkerfamilie,  einer  grossen  Zukunft  entgegengehen,  und  ich  hoffe, 
dass  ihre  Länder  einmal  wieder  jene  Blüte  erreichen  werden,  deren 
sie  teilhaftig  waren  in  den  ersten  Jahrhunderten  unserer  Zeit- 
rechnung. Aber  ihre  heutigen  Zustände  sind  doch  wesentlich 
andere  als  die  unseren.  Diese  Völker  haben  vom  Krieg  viel 
weniger  zu  befürchten,  als  wir  und  sie  haben  vom  Krieg  viel 
mehr  zu  erwarten  und  zu  hoffen  als  wir.  Das  liegt  darin  be- 
gründet, dass  sie  fast  keine  Industrie  und  nur  einen  geringfügigen 
Handel  haben,  und  dass  die  Gefahr  sozialer  Revolutionen  als 
Folge  eine  Krieges  ihnen  noch  nicht  bevorsteht.  Und  wer  jemals, 
wenn  auch  nur  auf  kurze  Zeit  eines  dieser  Länder  gesehen  hat, 
der  wird  die  Empfindung  gehabt  haben,  dass  er  in  eine  andere 
Welt  oder,  dass  er  in  ein  anderes  Zeitalter  gekommen  sei.  Wer 
rechtshistorische  Kenntnisse  hat,  der  wird  vielleicht,  wenn  er  jene 


Hünengestalten  sieht,  wafifenstarrend  in  politisierendem  Müssig- 
gang  sich  zurückversetzt  wähnen  in  den  Zustand  der  schottischen 
Clans  im  Anfang  des  i6.  Jahrhunderts  oder  gar  in  die  Antike 
Homers.  Und  wie  man  den  Helden  Homers,  dem  männermordenden 
Achill  und  dem  listen  ersinnenden  Odysseus  die  Idee  des  ewigen 
Friedens  nicht  hätte  beibringen  können,  so  auch  diesen  nicht. 
Auch  darin  wird  es  dort  anders  werden,  wie  es  bei  uns  schon 
anders  geworden  ist. 

Darum  gebe  ich  mich  der  bestimmten  Hoffnung  hin,  dass 
die  Kriegsfackel  bei  uns  im  Verlöschen  ist.  In  dieser  Hoffnung 
werde  ich  nicht  erschüttert,  sondern  nur  bestärkt  durch  die  Er- 
fahrungen der  letzten  Jahre,  durch  die  angeblich  unvermeidbaren 
Kriege,  die  doch  vermieden  worden  sind  und  insbesondere  durch 
den  Hinblick  auf  die  glorreiche  Regierung  des  obersten  Herrschers 
dieses  mächtigen  Reiches,  der  in  den  25  Jahren  seiner  Herrschaft 
mancher  Versuchung,  das  Schwert  zu  ziehen,  widerstanden  hat, 
der  der  erste  ist,  fremde  Vorzüge  anzuerkennen  und  fremdem 
Unglück  beizustehen  und  der  darin  ein  Vorbild  geworden  ist 
für  alle  Fürsten.  Darum  geziemt  es  sich  auch  in  diesem  Augen- 
blicke, seiner  dankend  zu  gedenken  als  eines  der  geistigen  Führer 
der  Conciliation  internationale.  Und  darum  glaube  ich  auch,  dass 
wir  die  Jahrhundertfeier  der  Freiheitskriege  begrüssen  können 
als  den  Anfang  des  Völkerfriedens! 


Zentralvorstand  des  Verbandes  für  internationale 
Verständigung : 


Dr.  Friedrich  Curtius,  Präsident  des  Direktoriums  und  des  Oberkonsistoriums  der  Kirche 
A.  K.,  Strassburg  i.  E.,  Vorsitzender. 

Professor  Dr.  Walther  Schücking, 
Marburg  a.  L. 
stellvertretende  Vorsitzende. 


Professor  Dr.  Otfried  Nippold, 
Oberursel  bei  Frankfurt  a.  M. 


Professor  Dr.  Robert  Piloty, 
Würzburg. 


Bankdirektor  Hermann  Maief,  Schatzmeister, 
Frankfurt  a.  M. 


Ausschuss : 


Professor   Dr.  Karl  von  Amira,  München. 

Professor  Dr.  Max  Apt,  Syndikus  des  Älte- 
stenkollegiums, Berlin. 

Professor  Dr.  Paul  Arndt,  Frankfurt  a.  M. 

Kommerzienrat  Georg  Arnhold,    Dresden. 

Rechtsanwalt  Dr.  Julius  Bachem,   Cöln. 

Staatsrat  von  Burkhard,  Präsident  der 
K.  Bank,  Exzellenz,  Nürnberg. 

Professor  Dr.  Wilhelm  van  Calker,  Giessen. 

Professor  Dr.  Francis  Curtis,  Frankfurt  a.  M. 

Geheimer  Justizrat  Heinrich  Dove,  Syndikus 
der  Handelskammer,  Berlin. 

Professor  Dr.  Otto  Frhr.  von  Düngern, 

Czernowitz. 

Professor  Dr.  Max  Fleischmann,  Königs- 
berg i.  Pr. 

Geheimer  Regierungsrat  Prof.  Dr.  Wilhelm 
Foerster,  Charlottenburg. 

Professor  Dr.  Berthold  Freudenthal,  Frank- 
furt a.  M. 

Professor  Dr.  Adolf  Friedländer,  Privat- 
klinik Hohemark  bei  Frankfurt  a.  M. 

Vizeadmiral  a.  D.  Karl  Galster,  Exzellenz, 
Kiel. 

Kontreadmiral  z.  D.  Glatzel,  Berlin. 

Arthur  von  Gwinner,  Direktor  der 
Deutschen  Bank,  M.  d.  H.,  Berlin. 

Professor  Dr.  Bernhard  Harms,  Kiel. 

Oberstaatsanwalt  Geheimer  Ober-Justizrat 
Dr.  Eduard  Hupertz,  Frankfurt  a.  M. 

Wirklicher  Geheimer  Rat  Professor  Dr.  Paul 
Laband,  Exzellenz,  Strassburg  i.  E. 

Kommerzienrat  Ernst  Ladenburg,  Bankier 
Frankfurt  a.  M. 

Hofrat  Professor  Dr.  Heinrich  Lammasch, 
Wien. 


Geheimer  Hofrat  Professor  Dr.  Karl  Lam- 

precht,  Leipzig. 
Geheimer   Hofrat   Professor   Dr.  Karl  von 

Lilienthal,  Heidelberg. 
Geheimer  Justizrat  Professor  Dr.  Franz  von 

Liszt,  Berlin. 
Gymnasialdirektor    Professor    Dr.    Wilhelm 

Martens,  Konstanz. 
Geheimer    Oberregierungsrat    Dr.    Mayer, 

Karlsruhe. 
Geh.  Hofrat  Professor  Dr.  Christian  Meurer, 

Würzburg. 

Professor     Dr.   Wolfgang    Mittermaier, 

Giessen. 
Professor  Dr.  Paul  Natorp,  Marburg  a.  L. 
D.  Friedrich  Naumann,    M.  d.  R.,    Berlin. 
Friedrich  von  Payer,  M.  d.  R.,    Stuttgart. 
Geh.  Kommerzienrat  Dr.  Oskar  von  Petri, 

Nürnberg. 
Professor  Dr.  Martin  Rade,  Marburg  a.  L. 
Professor  Dr.  Herrn.  Rehm,    Strassburg  i.E. 
Geh.     Baurat    Dr.    Anton   von    Rieppel, 

Generaldirektor,  Nürnberg. 
ProfessorDr.HeinrichRössler,Frankfurta.M. 
Professor  Dr.  Heinrich  Sieveking,  Zürich. 
Generalkonsul  Karl  Simon,  Mannheim. 
Hofrat  Dr.  H.  Th.  Soergel,  Freilassing. 
Oberlandesgerichtspräsident  Dr.PeterSpahn, 

M.  d.  R.,  Frankfurt  a.  M. 
Geheimer    Justizrat    Professor    Dr.  Rudolf 

Stammler,  Halle  a.  S. 

Dr.  Paul  Stern,    Bankier,    Frankfurt  a.  M. 
Justizrat   Karl  Trimbom,    M.  d.  R.,  Cöln. 
Professor  Dr.  Heinrich  Weinel,  Jena. 
Geheimer    Justizrat    Professor    Dr.   Philipp 
Zorn,  M.  d.  H.,  Kronsyndikus,  Bonn. 


Bureau  des  Verbandes: 
Oberursel  bei  Frankfurt  a.  M.,  Liebfrauenstrasse  22. 


Conciliation  internationale : 

78  bis  Avenue  Henri  Martin,  Paris  XVIe,  France. 

President  Fondateur:  Baron  d'Estournelles  de  Constant,  S^nateur. 
Pr^sidents  d'Honneur:  Berthelot,  Senateur  et  Leon  Bourgeois,  Ministre  d'Etat 
S^cretaires  G6n6raux :  A.  M6tin  et  Jules  Rais. 
Tr^sorier:  Albert  Kahn. 


American  Association  for  international  Conciliation: 

Sub-station  84  (407  West   ii-jth.  Street)  New-York  City. 
Executive  committee: 


Nicholas  Murray  Butler. 
Richard  Bartholdt. 
Lyman  Abbott. 

James  Speyer 


Stephen  Henry  Olill. 
Seth  Low. 
Robert  A.  Franks. 
George  Blumenthal. 


Robert  Bacon. 
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Auszug  aus  den  Statuten: 

§  I.  Zweck.  Der  Verband  für  internationale  Verständigung  setzt  sich  die 
Aufgabe,  das  Verständnis  für  die  Bedeutung  gegenseitig  förderlicher  Be- 
ziehungen zwischen  den  Völkern  auf  allen  Lebensgebieten,  namentlich  für 
die  Fragen  und  Probleme  des  Völkerrechts,  zu  verbreiten,  um  dadurch 
einer  stetigen,  von  vermeidbaren  Zwischenfällen  freien  Politik  zwischen  den 
Staaten,  wie  sie  im  Interesse  der  allgemeinen  Kultur  liegt,  den  Boden  zu 
ebnen. 

§  2.  Mittel  zur  Erreichung  desselben.  Der  Verband  sucht  diesen  Zweck  zu 
erreichen,  indem  er  in  Wort  und  Schrift,  durch  Vorträge,  durch  Kund- 
gebungen seiner  Organe,  namentlich  seiner  Verbandstage,  durch  Veröffent- 
lichungen in  der  Presse  oder  in  besonderen  Schriften,  für  die  erwähnten 
Aufgaben  wirkt. 

Als  ein  besonders  wichtiges  Mittel  zur  Lösung  seiner  Aufgabe  betrachtet 
der  Verband  die  Einwirkung  auf  die  Erziehung  der  Jugend  im  Sinne  der 
von  ihm  angestrebten  Ziele,  vor  allem  der  gegenseitigen  Achtung  der 
Völker  und  ihrer  Eigenart. 

Zu  völkerrechtlichen  Fragen  der  internationalen  Politik  kann  der  Ver- 
band je  nach  Bedürfnis  und  Ermessen  seiner  zuständigen  Organe  sich 
äussern,  wobei  er  bestrebt  sein  wird,  durch  objektive  Darlegung  der  Sach- 
und  Rechtslage  sowie  durch  Hinweis  auf  die  Mittel  und  Wege  zur  Bei- 
legung von  Streitigkeiten  klärend  und  beruhigend  auf  die  öffentliche  Meinung 
zu  wirken. 

§  3.  Stellung  des  Verbandes  zu  ähnlichen  Organisationen  des  Auslandes. 
Der  Verband  beschränkt  seine  Wirksamkeit  auf  das  Deutsche  Reich. 
Angestrebt  wird  aber  später  eine  internationale  Organisation,  zu  der 
sich  die  Verbände  für  internationale  Verständigung,  die  in  einzelnen  Ländern 
zum  Teil  heute  schon  bestehen,  zum  Teil  noch  entstehen  werden,  zusammen- 
schliessen  sollen. 

§  4.  Innere  Politik.  Der  Verband  steht  allen  parteipolitischen  Organisationen 
und  den  Fragen  der  inneren  Politik  völlig  neutral  gegenüber. 


